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Marode Friedhofsmauer droht zu kippen
Stadt will mit 730 000 Euro das Problem am

evangelischen Friedhof lösen. Seite 17
FOTO: MÄGERLE

Debatte um Funkmast geht weiter
Gegner wollen Gutachten – Maselheimer
Rat greift das Thema auf. Seite 21
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Eine Wohnung ist ein Rückzugs-
ort, eine Heimstatt. Ohne ei-
nen solchen Ort ist das Leben

nicht lebenswert. Nicht zuletzt des-
halb schützt sogar das Grundgesetz
die Wohnung in ganz besonderer
Weise: Artikel 13 schreibt die Unver-
letzlichkeit der Wohnung fest.

Daraus folgt auch, dass die Woh-
nung kein normales Wirtschaftsgut
sein darf. Sie darf nicht wie eine Dose
Tomatensuppe, ein Fahrradschlauch
oder ein Lippenstift allein dem Spiel
der Marktkräfte überlassen bleiben.
Die Landesbaugenossenschaft liegt
mit ihrem Appell, Wohnraum als so-
ziales Gut zu betrachten, richtig. Der
Ansatz, den genossenschaftlich or-
ganisierte Unternehmen im Gegen-
satz zu privaten, renditeorientierten
Bauträgern verfolgen, ist unterstüt-
zenswert. Und jede Kommune, die
Land zum Bau von Wohnungen ver-
kauft, sollte überlegen, ob sie die
Grundstücke nicht an Genossen-
schaften gibt, die sich in ihren Statu-
ten verpflichtet haben, Häuser nicht
als Renditeobjekte zu betrachten,
sondern in erster Linie als Heimstatt
von Menschen.

Die Politik hat die soziale Frage
erkannt und greift mit der verschärf-
ten Mietpreisbremse in den Markt
ein. Es ist der richtige Gedanke, aber
der falsche Ansatz. Denn was in
Stuttgart und Ravensburg, in Berlin,
München und Ulm fehlt, sind Tau-
sende von Wohnungen. Das Un-
gleichgewicht zwischen Bewerbern
auf der einen und vorhandenen
Wohnungen auf der anderen Seite
lässt die Mieten steigen.

Um Angebot und Nachfrage wie-
der ins Gleichgewicht zu bringen,
müssen die staatlichen Stellen aller
Ebenen sich endlich darum küm-
mern, dass mehr und bezahlbarer
Wohnraum entsteht. Der Verkauf an
Genossenschaften kann ein Teil die-
ser Strategie sein, der kommunale
Wohnungsbau ein anderer, der geför-
derte Bau von bezahlbaren Wohnun-
gen und die Ausweisung neuer Bau-
gebiete ein weiterer. Der Staat muss
seiner Verantwortung für das soziale
Gut Wohnraum gerecht werden, in-
dem er in den Markt eingreift, die
Zahl der verfügbaren Wohnungen er-
höht – und so die Mieten endlich
wieder sinken lässt.
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RAVENSBURG (sz)
- Höhere Investi-
tionen und mehr
Mut in Afrika –
das wünscht sich
Entwicklungsmi-
nister Gerd Mül-
ler (CSU/Foto:
dpa) von deut-

schen Unternehmen. „Wir sollten
die Investitionen nicht alleine China
überlassen“, sagte er der „Schwäbi-
schen Zeitung“. Der 63-Jährige erläu-
tert im Interview zudem seinen
„Marshallplan für Afrika“. � SEITE 5

Müller wirbt für
mehr Mut in Afrika
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Alles so stressig da draußen. Die
anderen sind alle gegen mich.
Es regnet. Der VfB hat schon

wieder verloren. Gründe, einfach
mal im Bett zu bleiben, gibt es genug.
Wohl jeder hat sich morgens schon
einmal gewünscht, den Herrgott ei-
nen guten Mann sein zu lassen. Das
größte Problem an der Sache: Man
verdient dann leider nichts. Doch
nun könnte der Traum wahr werden,
im Schlaf reich zu werden. 

Die Weltraumagenturen Nasa
und Esa suchen für eine Studie zur
Schwerelosigkeit 24 Frauen und
Männer, die bereit sind, 89 Tage ein-

fach nur liegen zu bleiben. 60 Tage
davon sind reine Bettruhe. Alle Ak-
tivitäten finden in der Horizontalen
statt: Duschen, Essen und, ja, auch
der Toilettenbesuch. Es gibt keine
Kopfkissen, aber Einzelzimmer. Be-
suche sind verboten, aber jeder Teil-
nehmer erhält 16 500 Euro. Angeb-
lich kommt man hin und wieder in ei-
ne Zentrifuge, aber nur manchmal.

Wahrscheinlich blättert Angela
Merkel gerade eben in den Bewer-
bungsunterlagen und grübelt: „Im
Bett bleiben? Toll! Zentrifuge? Im
Kreis drehe ich mich sowieso. Keine
Besuche? Super! Keine Andrea! Kein

Horst! Und dieser Neue, der den Vol-
ker abgesägt hat, bleibt auch drau-
ßen. Vielleicht lassen sich ja Kontak-
te knüpfen: Dann könnte ich den re-
nitenten Jungspund zum Mond
schießen lassen. Herrlich! Und die
Bedingungen? Die Bewerber müssen
Nichtraucher sein. Passt! Größe: 1,53
bis 1,90 Meter? Ich bin 1,65. Alter: 24
bis 55 Jahre. Verflixt! Wieder nix! Al-
so, was steht heute an? Puh, Mittages-
sen mit Erdogan. Und morgen? Früh-
stück mit Erdogan. Was würde ich da
gerne liegen bleiben ...“ (jos)
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Reich im Schlaf

Heute einfach mal liegen bleiben ...
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STUTTGART (tja) - Gewinn vor Pa-
tientenwohl: Vor einer solchen Ent-
wicklung warnen Zahnärzte und Po-
litiker. Grund ist, dass internationale
Investoren in ganz Deutschland
Zahnarzt-Zentren gründen. „Dies
könnte zulasten der Qualität der Ver-
sorgung gehen“, warnt Sozialminis-
ter Manfred Lucha (Grüne) in einem
Papier, das der „Schwäbischen Zei-
tung“ vorliegt. Deswegen will er sich
für strengere Regeln einsetzen. Al-
lerdings haben die Zahnarzt-Zentren
auch Vorteile. � SEITE 2

Lucha warnt vor
Zahnarzt-Zentren

Prozess in Lindau
Betrüger-Trio wegen

Schwin-
dels mit
Elfenbein
verurteilt
Seite 3
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RAVENSBURG - Bundesweit fehlen
mehr als eine Million Wohnungen.
Vor allem Familien in Ballungszen-
tren, aber auch mehr und mehr im
ländlichen Raum, haben große Pro-
bleme, bezahlbaren Wohnraum zu
finden. Die Landesbaugenossen-
schaft Württemberg wirft den Städ-
ten und Gemeinden im Südwesten
nun vor, zu einem Teil selbst an der
Wohnungsnot in vielen Regionen Ba-
den-Württembergs schuld zu sein.
„Kommunen dürfen ihren Baugrund
nicht immer an den Höchstbietenden
verkaufen“, sagt Vorstand Josef Vogel
der „Schwäbischen Zeitung“. „Die
Rendite darf nicht im Vordergrund
stehen.“ Würden bei Verkäufen vor
allem Genossenschaften berücksich-
tigt, die Wohnraum als „soziales Gut“
betrachteten, ließe sich die Lage ent-
schärfen. „Wir können aber nicht mit
den Investoren mithalten, die auf-
grund ihrer hoch angesetzten Rendi-
te jeden Preis zahlen“, erklärt Vogel.

Der Mieterbund Baden-Württem-
berg unterstützt Vogel in dessen Ap-
pell. Zwar habe ein Umdenken einge-
setzt, aber „viele Kommunen arbeiten
weiter nach dem Höchstpreisprinzip,
was bezahlbaren Wohnraum unmög-
lich macht“, sagt Mieterbund-Chef
Rolf Gaßmann. Ein Ausweg sei die
Konzeptvergabe, bei der die Verwal-
tungen Vorgaben machen und danach
den Zuschlag verteilen. Dagegen

wehrten sich aber die freien Immobi-
lienunternehmen. „Die wollen bauen
und die Wohnungen zu Höchstprei-
sen verkaufen“, erläutert Gaßmann.

Der Gemeindetag Baden-Würt-
temberg weist den Vorwurf der Lan-
desbaugenossenschaft zurück. „Die
Kommunen verkaufen ihre Grund-
stücke regelmäßig unter Verkehrs-
wert“, sagt Steffen Jäger, erster Beige-
ordneter des Gemeindetags. „Und
auch wenn die Kommunen alle ihre
Grundstücke an Genossenschaften
verschenken würden“, ändere das
kaum etwas an der Wohnungsnot.
Das Problem sei, dass zu wenig bau-
reife Flächen am Markt seien und die
rechtlichen Mittel fehlten, neue Flä-
chen auszuweisen. „Die Planungsho-
heit der Kommunen ist zu einem
stumpfen Schwert geworden, weil
übergeordnete Vorgaben es unmög-
lich machen, Baugebiete zu erschlie-
ßen“, sagt Jäger. Hinzu kämen Bür-
gerbegehren gegen neue Wohngebie-
te, „bei denen vor allem die abstim-
men, die schon dort wohnen, und
nicht die, die dahin ziehen wollen“.

Im Südwesten sind laut einer aktu-
ellen Studie des baden-württembergi-
schen Wirtschaftsministeriums allein
zwischen 2011 und 2015 rund 88 000
Wohnungen zu wenig gebaut worden.
Hauptgrund waren nach Angaben von
Sprecher Arndt Oschmann falsche
Prognosen. „Anstatt des vorhergesag-
ten Bevölkerungsrückgangs gab es ei-
nen Anstieg.“ � LEITARTIKEL, SEITE 8

Genossenschaft gibt
Städten Mitschuld
an Wohnungsnot

Bei Grundstücksverkäufen seien einzig hohe
Renditen das Ziel – Gemeindetag wehrt sich

Von Benjamin Wagener
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Dem Sommermärchen, der Fußball-WM 2006, folgt im Jahr 2024 ein
neuerliches Großereignis in Deutschland. Am Donnerstag vergab die
Europäische Fußballunion (UEFA) in Nyon die Titelkämpfe an den
Deutschen Fußball-Bund (Foto: AFP). Der zuvor sichtlich angespann-
te DFB-Chef Reinhard Grindel freute sich, dass sich sein Verband ge-
gen die rivalisierende türkische Bewerbung durchsetzen konnte.
Grindel versprach: „Wir werden alles dafür tun, den Erwartungen ge-
recht zu werden.“ Ex-Nationalspieler Philipp Lahm, der künftige Chef
des EM-Organisationskomitees, sagte: „Wir wollen gemeinsam ein
riesengroßes Fest mit ganz Europa feiern.“ Glückwünsche kamen
auch von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU). � SEITE 32

Deutschland sticht die Türkei aus
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